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M134. 


Deutſchland. 

Berlin, 20. März. Se. Maj. der König nahm geſtern 
die Vorträge des Militär ⸗Kabinets, des Polizei - Präſidenten und 
im Belſein des Gouverneurs und des Kommandanten milltäriſche 
Meldungen entgegen. Darauf wurde der Wirkl. Geh. Rath von 


Olfers nebſt Geheimem Admiralitäts-Rath Gäbler und endlich der 


Dr. Nipold aus Heidelberg von Allerhöͤchſtdemſelben empfangen. 


um 2 Uhr ſtattete Se. Maj. der König mit den übrigen hohen 
Herrſchaften dem Fürſten W. Radziwill zur Geburtstagefeler einen 


Oratulatlonsbeſuch ab und konferirte alsdann mit dem Minifter- 
Präfiventen Grafen Bismarck. 


— Der „Staats-Anz.“ enthält den Bündniß⸗Vertrag zwiſchen 
Preußen und Balern und zwiſchen Preußen und Baden d. d. 22. 


reſp. 17. Auguſt v. J., übereinſtimmend dahin lautend: Art. 1. 
Zwiſchen Sr. Majeſtät dem König von Preußen und Sr. Maj. 
dem Könige von Baiern (Großherzog von Baden) wird biermit ein 
Sup und Trußbündniß geſchloſſen. Es garantiren Sich die ho⸗ 
den Kontrahenten gegenſeltig die Integrität des Gebietes Ihrer 
bezüglichen Länder, und verpflichtigen Sich im Falle eines Krieges 
Ibre volle Kriegsmacht zu dieſem Zwecke einander zur Verfügung 


zu ſtellen. Art. 2. Se. Maf. der König von Batern überträgt 
für dieſen Fall den Oberbefehl über Seine Truppen Sr. Majeftät | 
Art. 3. Die hohen Kontrahenten ver⸗ 


dem Könige von Preußen. 
pflichten Sich, dleſen Vertrag vorerſt geheim zu halten. Art. 4. 
Die Ratifikation des vorſtehenden Vertrages erfolgt gleichzeitig mit 


der Natififatton des unter dem heutigen Tage abgeſchloſſenen Frie⸗ 


dens- Vertrages, alſo bis ſpäteſtens zum 3. k. Mts. 


— Im Handelsminifterium finden jetzt Konferenzen der Be- 


8 delt 
vollmächtigten der norddeuiſchen Bundes ſtaaten ſtatt. Es hande I 


ſich um die Einheit des Eiſenbabnweſens. 
— Der Miniſter des Innern, Graf Eulenburg, batte geſtern 


Abend eine längere Unterredung mit dem Oberpräſidenten der Pro- 


vinz Pommern, v. Münchhauſen. 

— Die Mitglieder des norddeutſchen Parlaments werden ſich 
am Geburtstage Sr. Maj. des Könige, den 22. d. M., zu einem 
Jeſtmahl vereinigen. 

Berlin, 20. März. (Norddeutſcher Reichstag.) 15. Sitzung. 


(Schluß.) Es erhält zunächſt zur Diskuſſion über Artikel 3 das Work: 


Bundeskommiſſar Dr. Hoffmann (Großberzogthum Heſſen): Der vor⸗ 
—.— un — hier u in der Faſſung, wie er urſprünglich von 
5 iſchen Regierung den übri 

4 dhe ein Probutt der Beratungen ver Konferenz. 

— war einer derjenigen, welche am meiſten Schwierigkeiten wachten. 
eun man mit dem Prinzipe des Entwurfs einverſtanden Aken 
— A och nicht uber die Schwierigkeiten täuſchen, welche durch die ſtrikte 
eb N aaten 
Beben. amentlich gilt dies auch mit Bezug auf die Kommumal-Berfaf- 
ſungen. Man kam deshalb zu der Ueberzeugung, daß gewiſſe praktiſche 
Biegungen dieſes Prinzips eintreten mußten, und jo iſt die jetzige Faſſung 
entſtanden, bei der jedoch immer noch als oberſter Grundſatz feſigehalten iſt, 
daß es in den norddeutſchen Staaten keinen norddeutſchen Ausländer geben 
dürfe. Ich erlaube mir, den Artikel 3 unverändert zur Annahme zu em⸗ 
pfehlen, um jo mehr, als ja durch eine veränderte Faſſung des Artikels 4 
manches etwaige Bedenken gehoben werden könnte. — Abg. Simon bean- 
tragt, das Amendement der Abgg. Schulze und Bonneß (lleberweiſung des 
Art. 3 an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern zur Aufftellung der weſent⸗ 
lichſten Grundrechte) vorläufig allein zur Diskuſſion zu ſtellen. — Präſident 
Simſon iſt der Anſicht, daß über dieſen Antrag zugleich mit dem Art. 3 
und den dazu geftellten Amendements debattirt werden könne, wenn derſelbe 
auch am Schluſſe der Diskuſſion zuerſt zur Abſtimmung gebracht werden 
müſſe. — Es entſpinnt ſich hierüber eine längere Debatte. Der Antrag 
on wird angenommen und . der Antrag der Abgg. Schulze 
und Bonneß zuerſt zur Debatte geſtellt. — Abg. Schulze hebt die Wich ⸗ 
tigkeit hervor für die Gewähr ſolcher Grundrechte, von der ſich keine Ver⸗ 
faffung losgemacht hat, nicht einmal die Bundesakte in ihren Art. 13 und 
18, letztere mit Verſuchen z. B. in Betreff der gemeinſamen Preßgeſetzgebung. 
der neue Bund dazu beſtimmt, das Bertrfniß nach Einigung und Wohl⸗ 
fa zu erfüllen, ſo konnen wir doch nicht hinter den Standpunkt von 
1815 zurückweichen. In einer Kommiffton wird man die Regierungen 
ten, wird man erwägen, und das Berathungswerk wird dadurch nicht u 
halten. Erſt nach Aufnahme und Sicherſtellung der Grunbrete Y Er en 
ie wünſchenswerthen Sympathien des Volkes fih dem Werke zunen 15 
— Abg. Grumbrecht iſt gegen den Antrag, weil die Grundrechte ſich in 
den Einzelverfaſſungen befinden. Die Kommiſſions⸗ Verhandlungen nehmen 
Zeit weg, die Aufnahme der Grundrechte 9 nicht fo nothwendig, das Ver⸗ 
tiefen in Debatten Über Grundrechte iſt gefährlich; wir haben Eile, denn 
die Stimmung dafür iR nicht günstig. — Die Diskuffton iſt geſchloſſen: 
der Antrag Schulz auf Ueberweiſung des Art. 3 an eine ee 
A Mitgliedern wird abgelehnt. — Abg. Jäger (Reuß): Ich hatte 2 er 
geſehen, wenn noch mehr Rechte den Einzelſtaaten genommen und a eu» 
tralgewalt übertragen worden wären und daß die kleineren Staaten minder 
Rohe Laſten zu tragen hätten. Ich halte die Grundrechte boch, aber ich 
werde die Verfaſſung nicht verwerfen, weil die Grundrechte darin nicht auf 
geführt find. Uebrigens kann man dieſe Frage dem nächſten ee 
Überlaffen. — Abg. Scherer führt die Anſicht aus, es ſei vortheilhaſt, 
das Indigenat kurz und einfach der Bundesgeſetzgebung zu überweiſen. Wir 
ben unſer Amendement noch aus einem ganz beſonders triftigen Grunde 
Be bei der allgemeinen Debatte haben Mitglieder der katho iſchen Kon, 
eſſion dem Entwurfe gegenüber eine Stellung eingenommen „kühl bis an s 
Herz“. Nehme iſt dazu die Wahlbeeinfluſſung katholischer Geiſtlichteit, ſo 
könnte ſich die Anſicht geltend machen, es beſtehe in politischen Fragen eine 
grundſätzliche Differenz zwiſchen den evangeliſchen und den katholiſchen Unter⸗ 
chanen des Königs. Dem trete ich entgegen, die vernünftigen Katholiken 

werden mir auch nicht verargen, wenn ich für den Entwurf wirke. 
Bundes Kommiſſar v. Savigny: Ich erlaube mir, eine Frage, 
welche von dem Vorredner aufgeworfen iſt, ſofort zu beantworten. Sie ber 
zieht ſich auf das Alinea 1 des Artikels 4, das da lautet: „Die Beſtim⸗ 
mungen über Freizügigkeit, Heimaths⸗ und RNiederlaſſungs-Verhältniſſe und 
Über den Gewerbebetrieb, einſchließlich des Verſicherungsweſens, ſoweit dieſe 
Gegenſtände nicht ſchon durch den Artikel 3 diefer Verfaſſung erledigt find.“ 
Daran knüpfte der Herr Vorredner die Frage, ob damit dieſe Gegenſtände 
als beſeitigt angeſehen werden könnten für die zukünftige Entwickelung durch 
die Bundesgeſetzgebung. Dies kann ich dahin beantworten, daß nach An- 
ſicht der verbündeten Tresen; welche den Verfaſſungsentwurf vorgelegt 
en, der Bundesgeſetzgebung die fernere Entwickelung auch auf dieſem 
iete nicht entzogen 15 ſondern im Gegentheil vorbehalten bleibt. In 
nen andern Punkt, den der Herr Vorredner hauptſächlich 
der uns Alle nur gefreut haben kann, er- 
was die preußiſche Regierung betrifft, 


eziehung auf 
etont hat und in einem Sinne, 
laube ich mir zu bemerken, daß wir, 


Stettiner 


Bevollmächtigten vorgelegt wurde; 
Gerade dieſer 1 
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als wir den Verfaſſung urf unſeren verbündeten Regierungen vorge⸗ 
legt haben, das religiös ⸗ſittlice Gebiet beſtimmt der Autonomie der einzel⸗ 
nen Staaten nicht entzogen 1 Wi ten. (Ruf: Sehr gut!) Wir haben 
im Allgemeinen nur auf den Gebieten die Geſammtkräfte der Nation zu⸗ 
ſammengefaßt, wo fie zu ihrer Entfaltung nach innen und außen in einer 
Hand das Tüchtigſte zu leiſten vermögen. Auf allen anderen Gebieten ha⸗ 
ben wir die Autonomie der einzelnen Staaten möͤglichſt wenig beschränken 
wollen. Die Errungenſchaften, deren wir uns in Preußen erfreuen in Be 
ziehung auf veligiöfe Toleranz und auf die Gleichſtellung der Bekenntniſſe 
in Beziehung auf die Ausübung von Rechten in allen bürgerlichen Gebie⸗ 
ten, dieſe Errungenſchaften find nicht in Frage geſtellt und die wollen wir 
auch nicht in Frage geſtellt wiſſen. Wir wollen ſie bewahren, und wir 
haben ein ſolches Verkrauen auf die werbende Kraft, die in dieſen Prinzi⸗ 
pien liegt, daß wir nicht daran zweifeln, ſie baldmöglichſt überall adoptirt 
zu ſehen. (Bravo! Sehr gut!) Uebrigens finden ſich für uns dieſelben 
Gelegenheiten in Zukunft, dieſe Fragen nicht blos anzuregen, wenn Jemand 
dieſer Aufforderung nicht nachkommen ſollte. Das bleibt eben der Legisla⸗ 


tur vorbehalten, und gerade der Entfaltung auf dieſem Gebiete. Ich glaube, 


daß damit einige Gründe vielleicht dafür eführt ſind, daß wir gegen⸗ 
1 nicht weiter gehen, ſondern mit Dank hinnehmen, was hier in dem 
Art. J geboten wird. Der Art. 3 in Bezug auf das Indigenat enthält 
eine Reihe von großen Fortſchritten auf dieſem Gebiete der Zujammenge- 
hörigkeit in Norddeutſchland; er hat die Schlagbaume für die Menſchen 
hinweggeräumt, ſowie früher die Zollſchranken hinweggeräumt wurden; er 

t gewiſſermaßen theilhaftig gemacht ſämmtliche Einwohner des norddeut⸗ 
chen Gebiets der großen und ausſchrießlichen Privilegien, in denen ſich 
rüber nur die ſtandes herrlichen Familien zur Zeit der alten Bundesver⸗ 
1 befanden; Jedermann iſt an jedem Orte heimathsberechtigt und im 
vollſten Sinne des Wortes ſtebt es ſeiner Wahl frei, wo er leben und wir⸗ 
fen will. Ich denke, daß unſer Vexfaſſungsentwurf, der gewiß manche 
Mängel enthalten wird, doch vor verſchiedenen anderen Verfaſſungsentwür⸗ 
fen, die in Deutſchland vorgelegen n, den Vorzug hat, daß er nicht 


mehr bietet, wie er auch gewähren kann. (Sehr gut.) Wenn Sie das, 


was hier von den verbündeten Regierungen Ihnen a wird, anneh⸗ 
men, ſo beſchenken Sie damit die Bevölkerung von Norddeutſchland ſofort 
mit dieſen Wohlthaten, es bedarf einer weiteren Erörterung nicht. Unmit⸗ 


dieſer entſchiedenen Fortſchritte. Das Uebrige überlafjen Sie der Zukunft; 
und an gutem Willen von beiden Seiten wird es nicht fehlen, bald an die 
Vollendung auch auf dieſem Gebiete zu gehen. (Sehr gut! Bravo rechts.) 


Abg. v. Wächter (für Art. 3): Der Entwurf, obwohl das Produkt 
eines Vertrages, muß uns vorgelegt werden, doch müſſen wir in allen 
zweifelhaften Fällen, wenn wir nicht nach voller Ueberzeugung auf etwas 
Unannehmbares ſtoßen, den Entwurf unverändert ie: Ein ſolcher Fall 
liegt hier vor. Die Artikel 3 und 4 beſtimmen die Competenz des Bundes, 
aber enthalten nicht Hari Geſepgebung. In manchen Fallen bedeutet es 
nicht viel, daß jeder Bürger des einen Bundesſtaates in dem andern wie 
ein Staatsangehbriger deſſelben behandelt werden fol; denn was hätte man 


davon, ſich in Mecklenburg niederzulaſſen? Aber es bedeutet für den Meck⸗ 
lenburger, für den Sachſen ſehr Sit ie in Preußen niederlaſſen zu dürfen. 
Ein Indigenatsgeſetz iſt ſehr We ub belifat. Nehmen wir die vor⸗ 
läufigen Zugeſtändniſſe an, überlaſſen wir der Zukünſt das Uebrige und 
enthalten wir uns aller materiellen Geſetzgebung. Daſſelbe gilt von den 
undrechten. Die Ver i 


f nuliren, wäre ſchon, aber ſchwierig. un⸗ 
sch iſt eine ‚gen andere, wie die des Parlaments im Jahre 1848. 

amals gab es keine Preßfreiheit, keine veligiöfe Freiheit, man mußte fie 
begründen und feylte nur darin, baf man zu viel und zu lange davon 
ſprach. Weil die BVerfafjungen einiger kleineren Staaten nicht, wie die 
preußiſche, ſächſiſche, weimarſche, Grundrechte enthalten, wäre das Opfer 
einer ab ovo beginnenden Diskuſſion der Grundrechte zu groß und brächte 
die Gefahr, daß auch der Kampf gegen ſie geführt werden könnte. Das die 
Religion betreffende Grundrecht verdiente an ſich einen Vorzug, weil ſeine 
Anerkennung keine legislatoriſche Thätigkeit implicirt. Aber rühmt man 
an eines, je hat man die Diskuſſion über alle, und unſere Zeit iſt bis auf 
die Minute dafür zu koſtbar. (Lebhafter Beifall.) — Abg. Devens findet 
ſich durch die Erklärung des Bundes⸗Kommiſſars v. Savigny bewogen, fein 
Amendement zurückzuziehen. — Abg. Graf Baſſewitz (für Art. 3): Die 
Amendements verrücken den aus Verträgen entſtandenen Entwurf der Ver⸗ 
faſſung und mit demſelben Recht, wie die bekannten Grundrechte, konnte 
man noch andere oder das Einkammerſyſtem in ſie aufnehmen. Sie ſind 
der Weg, die Individuazität der Einzelſtaaten zu vernichten und fie zu ab» 
ſorbiren. Ich lebe der Hoffnung, daß das königliche Preußen jeden Angriff 
auf eine Regierung des Bundes abwehren wird, wie einen Angriff gegen 
fie ſelbſt. Man ſagt, Preußen könne nicht eine Garantie gewähren gegen 
ich ſelbſt, wobei nicht blos an ſeine u gedacht wird. Aber die er- 
Heutige Sprache des Grafen Bismar Pin es mir allein möglich, daß 
ch überhaupt noch für den Verfaſſungs⸗ Entwurf ſtimme. Die freie Kon⸗ 
furzenz, hereinbrechend über ein kleines Land, das ſie bisher nicht kannte, 
wurde es mit dem Ueberfluß der großen Staaten, und nicht dem Beſten, 
überſchütten. Die meckleuburgiſche Regierung kann nicht mit derſelben Hand 
ihren Ständen eine fie abſorbirende Verſaſſung vorlegen und zugleich Opfer 
für den Bund verlangen. — Abg. Braun (Wiesbaden): (Der Redner ift 
in dem Moment, wo ihm nach der Liſte das Wort ertheilt wird, nicht im 
Saale, und es entſteht eine Pauſe.) Ich glaube nicht minder wie der Hr. 
Vorredner (große Heiterkeit) an die Miſſion des königlichen Preußen, aber 
an die Miſſion, die Glorie Deutſchlands nicht blos durch die militäriſche 
Kraft herzustellen, ſondern auch an feine Miſſton, die wirthſchaftliche Er⸗ 
loſung Deutſchlands zu vollenden, die ſeine Könige mit einem für ihre Zeit 
5 ir Abſolutismus zuerſt in und für Deutſchlaud begonnen haben. 
Die Zugfreiheit, welche den rechten Mann an die rechte Stelle führt, wo 
er wirken kann, iſt das Werk Preußens und die kleineren Gewalten werden 
ſie von ihm lernen müſſen, wenn ſie die wirthſchaftliche Kraft zu ihrer 
militäriſchen Leiſtung erlangen wollen. Was will Mecklenburg? Zu 
Grunde wird es gehen oder den größten Theil ſeiner Bevölkerung 
an Preußru verlieren, was nur eine audere Art zu Grunde zu 
gehen iſt. Meinem Geſchmack genügt der Artikel 3 nicht, ich ver⸗ 
miſſe in ihm die unbeſchränkte Jugfreiheit. Es giebt kein deutſches 
Ausland mehr, iſt geſagt worden, aber jener Artikel ſchafft auch 
kein deutſches Inland, in dem die Menſchen eireuliren wie die 
Waaren. Nach dem preußifch » franzöſiſchen Handels Vertrage hat 
ein Franzoſe bei uns mehr Rechte, als wir ſelber (Bewegung und Beifall), 
das kann einem Manne von Ehrgefühl wohl die Schamrötye ins Geſicht 
treiben. Ich wollte daher mit den Abgg. Frhrn. v. Rothſchild, Michaelis 
u. A. die Einſchaltung eines beſonderen Artikels beantragen, der Jedem das 
Recht der Niederlaſſung, wenn auch keine korporativen Rechte verleiht. Nach 
Art. 3 kann jeder nichtpreußiſche Staat mich von der Niederlaſſung aus⸗ 
ſchließen, wenn er feine eigenen Unterthanen ausſchließt oder ſeinen Ge- 
meinden erlaubt, mich auszuschließen. Gegen die Amendements, welche die 
Grundrechte in die Verfaſſung einführen wollen, bin ich entſchieden. Auch 
die Bundesakte von 1815 euthielt Grundrechte, aber keines iſt je realiſirt, 
weil es an einer Legislative und Exekutive dazu fehle. Schaffen wir erſt 
dieſe und dann wollen wir an die Grundrechte geben, die beſſer Grundge⸗ 
ſetze fein und heißen ſollen. Denn nur als ſolche binden fie Regierungen 
und Gerichte. Praktiſch werden die kleinen Staaten die Grundrechte der 
preußiſchen Verfaſſung adoptiren müſſen, wenn auch nicht durch territoriale 
Geſetzgebung. Vor allem din ich gegen die profuſe Grundrechts Debatte, 
In Frankfurt war ſie ein Schrecken ohne Ende und nahm ein Ende mit 
Schrecken. Während die ernſten Männer über fie beriethen, wurde ein 


bereits; fie für den Bund zu fo 


eitung. 


Abendblatt. Mittwoch, den 20. März. 


Preis in Stettin vierteljähriich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7% Spt 
monatlich 12%, Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


öſterreichiſcher Erzherzog durch kühnen Griff an die Spitze des Reichs be 
ſtellt und während jene in den engen Räumen der Kommiſſions⸗Zimmer 
am Tage an ‚ihrem Gewebe webten, löſte Nacht eine hohe Penelope 
dies Gewebe wieder auf. Derweilen lungerten die Botſchafter des Reichs 
in den Vorzimmern Cavaignac's und Palmerſton's, und konnten keine 
Audienz erhalten. Dies Beiſpiel ſchreckt mich ab, vestigia terrent. 

Sind wir unterm ſichern Dach 

Glücklich erſt geborgen, : 

Läßt für wohliges Gemach 

Sich ſchon weiter ſorgen! 

(Lebhafter Beifall.) 

Bundeskommiſſar Hoffmann: Das Mißverſtändniß des Hrn. Vor⸗ 
redners ift entſtanden, weil er nicht im Saale anweſend war, als ich ſprach, 
oder es war fingirt, um ſeinen Humor ſpielen zu laſſen, der auch mich er⸗ 
freute. (Präſident Simſon: Eine ſolche Aeußerung iſt nicht zuläſſig.) Es 
thut mir leid, aber ich habe den Gothaer Vertrag nicht als die Gewähr der 
Zugfreiheit bezeichnet. Sein Inhalt traf aber mit Artikel 3 zuſammen und 
er wohlthätig gewirkt. Auch der Vorwurf gegen den Handelsvertrag mit 
een if unbegründet. Ich glaube, daß irgend eine Beſtimmung des ⸗ 
elben gegen die angeführte Ungleichheit ſchützt, (Abg. Braun: Nein!) ich 
glaube in dem Separatprotokoll. (Abg. Braun: Nein!) Nur 12, des 
Wan hat die preußiſche Geſetzgebung nicht, Art. 3 iſt alſo nicht 
ungenügend. 

Adg. Scheerer will an Stelle ſeines Antrages, den er zurückziehen 
will, eine motivirte Tages⸗Ordnung ſetzen: in Erwägung, daß der Reichs ⸗ 
tag mit dem Antrage auf Gleichſtellung der religiöſen Bekenntniſſe materiell 
einverſtanden it, u. ſ. w. — Abg. v. Mallinckrodt nimmt den fallen 
gelaſſenen Antrag wieder auf. Schluß der Diskuſſion wird beantragt, aber 
abgelehnt. 

Abg. Tweſten (für Art. 3): Aenderungen des Entwurfs ſind nur 
zuläſſig, wenn ſie nothwendig und von Erfolg find. Was zur Bundesge- 
ſetzgebung gehört, wird darum nicht Beſtandtheil der Verfaſſung. Auch 
Brauns Antrag würde das Indigenat nicht ſo feſtſtelleu, daß nicht noch 
Ausführungsbeſtimmungen nothwendig blieben. Dem Autrage Freytags iſt 
im Wahlgeſetze, der Leipziger Petition durch die Militair - Verwaltung zu 
genügen. Auf die Petionen religiöſen Inhalts aus Mecklenburg können wir 
uns hier nicht einlaſſen. Die dort leiden, müſſen noch ein Jahr leiden, 
bis der Reichstag mit geſetzgebender Gewalt geſchaffen iſt. Die Geſetze von 
22 Staaten zu revidiren, 115 wir nicht befugt und aus Maugel an Bor- 
lagen und Material nicht in der Lage. Die Grundrechte gehen ebenfalls 
den nächſten Reichstag an; ohne Ausführungsgeſetze haben ſie keinen prak⸗ 
tiſchen Werth, ſondern ſind nur Merkzeichen, über welche ſich geſetzgebende 
Verſammlungen nicht we ſetzen dürfen. Der Antrag Scheerere's iſt beſſer 
zurückgezogen und die Wiederaufnahme wird ihm wohl nichts nützen, ob⸗ 
wobl er vorzugsweiſe und beſonders behandelt werden kann und es zu wer⸗ 
den verdient. 

Ein Antrag auf Vertagung wird abgelehnt. 

Abg. Wiggers (Berlin) vertritt die von ihm eingebrachten Ameu- 
dements und ſchildert die Zuſtände Mecklenburgs, über die es hohe Zeit 
iſt, „ein wahres Wort“ zu ſprechen. Die reſormirte und katholiſche Kon⸗ 
ſeſſton find dort nur geduldet, ihr privater und öffentlicher Gottesdienſt 
hängt von der Genehmigung des Miniſteriums ab. Nur Evang liſch⸗Lu⸗ 
Ze 23 8 8 er 22 Ofſiziersſtellen ber 

den. Juden n eine iakaſte, önnen nur Aerzte u 
Advokaten, nicht Notare werden, fein Amt bekleiden, können ſich ee 
und Wismar nicht niederlaſſen, in Wismar ſich nur 24 Stunden aufhalten, 
ſonſt wohl niederlaſſen, aber nicht ohne beſondere Konzeſſton, die noch ein⸗ 
mal Geld koſtet, Geſchäſte treiben; Bürgerrecht erlangen fie nirgends. Der 
mecklenburg ⸗franzöſiſche Handelsvertrag giebt dem Auslande ebenfalls Vor⸗ 
theile gegen die Deutihen; ein peng Jude, auch wenn er Millionär 
iſt, kann in Mecklenburg nicht Grunddeſitz erwerben, dem franzöſiſchen 
Juden ſteht dies Recht zu. Die mecklenburgiſchen Juden dürſen keinen 
ländlichen Beſitz haben. Vor Kurzem hat ein Jude eine Kru ſtelle auf 
ehn Jahre auf einem Dominium gepachtet unter. der Bedingung, daß er 
ie nicht ſelbſt bewohnt, nicht ſelbſt bewirthſchaftet und im Todesfalle die 
Pachtung auf einen Chriſten übergehen läßt. Ueber unſern zweiten Antrag 
nur eine kurze Bemerkung. Die Ritterſchaft mochte gern die alten Zu⸗ 
ſtände konſerviren. wir aber wollen weder berechtigte noch unberechtigte 
Eigenthümlichkeiten dulden. Erlauben Sie mir in dieſer Beziehung zwei 
Worte über die mecklenburgiſche Verfaſſung. (Unterbrechung und Unruhe.) 
M. H., es thut mir leid, aber ich habe 16 Jahre lang in Mecklenburg 
ſchweigen müſſen (Heiterkeit), daß Sie mir ſchon fünf Minuten geſtatten. 
Wir ſtimmen in unſern Anſichten doch Alle darin überein, daß dieſe Ver⸗ 
ſammlung konſtitutſonelle Rechte haben ſoll, auch die Regierungen möchten 
dagegen nichts einzuwenden haben, mit Ausnahme der beiden Mecklenburg, 
jo viel man wenigſteus aus ihren Antecedenzien ſchließen kann. Wie un⸗ 
vereinbar unſere e mit der des norddeutſchen Bundes iſt, gebt 
ſchon aus dem Wahlgeſetz hervor, in dem nur die Städte, die Ritterſchaft 
und der Dominialbeſitz repräſentirt ſind. Noch bedenklicher ſteyt es auf 
wirthſchaftlichem Gebiete aus. Nehmen ſie dazu die Ausfälle aus der 
Salzſteuer und die, welche unſer Uebertritt in den Zollverein für die 
nächſte Zukunft mit ſich bringen wird, dann werden Sie die Frage gerecht⸗ 
fertigt finden, woher das Alles genommem werden ſoll? Nun, m H., die 
Ritterſchaft wird Alles den Bürgern und Bauern auf die Schultern laden 
und Mecklenburg iſt kein reiches Land, obſchon reiche Leute dort woonen. 
(Widerspruch.) M. H. Wer ſoll uns helſen, wenn nicht Sie, nehmen Sie 
unſere Anträge an und erhalten Sie dadurch dem mecklenburgiſchen Volke 
feinen Glauben an die Zukunft. (Lebhaftes Bravo.) — Bundeskommiſſar 
für Mecklenburg, Dr. Wetzel (auf der Journaliſtentribüne faft unver ftänd- 
lich), erklärt die Darſtellung der Nechtsverhältniſſe für richtig, weiſt ader 
die Schlußfolgerungen der politiſchen Parteiſtellung des Vorredne las zu, 
und bemerkt dann: der Reichstag ſei berufen, die Verfaffung des nord- 
deutſchen Bundes zu berathen, nicht aber, die der Einzelſtaaten weſentlich 
zu modifiziren, dazu ſei die Verſammlung nicht kompetent, daß ſie in dieſe 
Einzelnverfaſſungen eingreiſe. Man werde es ihm nicht verübeln, wenn er 
das hohe Haus bitte, die Anträge Wiggers abzulehnen. 

Es wird wieder ein Antrag auf Vertagung und ein anderer auf 
Schluß der Debatte eingebracht. — Das Haus ſchreitet zur Abſtimmung. 
Der Schluß der Debatte wird angenommen. Es folgen perſönliche Be⸗ 
merkungen. — Herr v. Mallinckrodt wird bei feinen Worten, die einen 
Angriff gegen die Regierung enthalten, ſtürmiſch unterbrochen. Der Prä⸗ 
ſident ſagt ihm, daß er die Grenzen einer perſonlichen Bemerkung weit 
überſchritten habe. — Ein 2 auf Vertagung der Abſtimmung wird 
abgelehnt. — Die Abgeordneten Kitz, Delius, Dr. Freitag und Baumſtark 
ziehen ihre Anträge zurück, da ihnen durch den Schluß der Debatte die 
Gelegenheit genommen worden. dieſelben zu motiviren; Dr. Freitag ber 
halt 15 ae vor, ſeinen Autrag an anderer geeigneter Stelle wieder 
einzuſchieben. ; 

Darauf wird 2 Abſtimmung geſchritten über Art. 3, Alinea 1 des⸗ 
ſelben wird mit großer Majorität angenommen; desgleichen Alin. IL; ab» 
gelehnt wird 56g der vom Abg. Schrader hinzubeantragte Zuſatzan⸗ 
trag. Alin. III., IV., V. und VI. werden darauf angenommen. 

Es kommt darauf der die Grundrechte enthaltende Antrag des Abg. 
Schrader zur Abſtimmung; das vom Abg. Ausfeld geſtellte Amendement 
wird abgelehnt. Ueber den Antrag Schrader wird namentlich abgeſtimmt; 
derſellle wird mit 189 gegen 65 Stimmen abgelehnt; (für denſelben ſtim 
men u. A. die Abgg. Ausfeld, Graf Baudiſſin, Baumbach, Bebel, Dr. 
Becker, Bockelmann, v. Bockum⸗Dolffs, Born, Bouneß, v. Carlowitz, v. 
Jarliuski, Dauzenberg, Dellowski, Duncker (Berlin), Donimirski, Exx⸗ 
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u. A. die Abgg. Tweſten und Michaelis. — Art. 


leben, Evans, Forckel, Francke, Fries, Groote, beide v. Hammerſtein, 
Hering, Heubner, v. Hilgers, Hoffmann, Holzmann, v. Jackowski, Kantak, 
Kayſer, Kitz, v. Kleinſorgen, Knapp, Kratz, v. Mallinckrodt, eg 
Dr. Michelis, Minckwitz, v. Münchhausen, v. Niegolewsli, v. ich. 
Raug, Dr. Nee, Rewitzer, Richter, Riedel (Sachſen), oden, Rückert, 
Runge, Salzmann, Schaffrath, Schleiden, Schrader, raps, Sch 
Simen, Trip, v. Warnſtedt, Weygold, Wigard, Wiggers (Berlin), Wolff, 
Winckelmaun, Zachariae. E 

Darauf werden auch alle übrigen Amendements, die der Abeordneten 
Mallinckrodt, Rohden, Wiggers und Schaffrath abgelehnt; dafür ſtimmt 
immer nur die Linke und einzelne aus der nationalen Fraktion, für das 
Amendement Mallinckrodt, betreffend die Freiheit des religiöfen Bekennt⸗ 
niſſes u. A. die Abgg. Lasker und Reichenheim, gegen alle Amendements 

wird darauf in ber 
Regierungsfaſſüng unverändert angenommen. 0 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. Tages⸗Ord⸗ 
nung: Spezialberathung über Art. 4 und 5, ſowie über die Abſchnitte 
III., Iv. und V. 

Hannover, 18. März. Eine Bekanntmachung des Ge⸗ 

neral- Gouvernements ordnet an, daß zur Feier des Geburtstage 
Sr. Maj. des Königs Wilhelm, wie in den alten Provinzen des 
Königreichs Preußen, ſo auch im vormaligen Königreiche Hannover 
je am 22, März der Unterricht in allen offentlichen Lehranſtalten 
und Schulen ausfallen ſoll. 
Faſſel, 18. Mär. In der Stpung des Bürgerausſchuſſes 
vom 15. d. M. wurde die in Anregung gebrachte Frage, ob zur 
Feler des Geburtstages Sr. Maj. des Königs die ſtädtiſchen Ge⸗ 
bäude zu beleuchten und auch durch Beſſplel dahin zu wirken jet, 
daß dle Einwobnerſchaft durch Illuminatlon an dleſer Jeler eben⸗ 
ſowohl ſich betbeilige, bejaht und verabredet, dem Hrn. Oberbürger⸗ 
meiſter hiervon Mittheilung zu machen. 


Leipzig, 18. März. Es beſtätigt ih, daß der Rath un⸗ 


ſerer Stadt entſchloſſen iſt, bel der Königl. Staatsregierung dle 
geeigneten Schritte zu thun wegen der vielfach gewünſchten und 


der neuen Heertsorgantſatlon gegenüber um jo zweckmäßigern Auf- 


hebung des Inſtituts der Kommunalgarde. Thatſache iſt, daß die 
Verfügung getroffen iſt, mit dem 31. März die Wache der Kom⸗ 
munalgarde am Polizeigebäude eingehen zu laſſen. 
Ausland. 
Brüffel, 18. März. In Roubair find, wie jetzt auch der 


franzöſſſche „Monteur“ beſtätigt, am 16. Arbelterunruhen ausge⸗ 
brochen, die auch noch am 18. angedauert haben. In den bedeu⸗ 
tenden Fabriken der Herren Scamps und Desrouſſeaux find die 
Maſchinen zerſtört worden und die erſtete ward in Brand geſteckt. 


Die Maßregeln der Regierung haben jedoch die Ordnung wieder 


hergeſtellt. 
Paris, 18. Mär. 


tage des Kalſerlichen Prinzen. In den Tuilerien iſt man ſelbſt⸗ 


verſtändlich äußerſt beſorgt. 


Pommern. 

Stettin, 20. März. Der Termin zur Neuwahl eines Ab⸗ 
geordneten unferer Stadt zum norddeutſchen Parlament it nunmehr 
amtlich auf den 29. d. M. anberaumt. 

— Dem in der Frauenſtraße wohnhaften Kaufmann Schwin⸗ 
ning wurde in der vorletzten Nacht aus einem Vorrathskeller, deſſen 
Schloß wahrſchelnlich mittelſt Nachſchlüſſels geöffnet, eine Quan- 
iſtät Wein, singemashte Früchte 1c. geſtohlen. Es läßt ih an- 
nehmen, daß der bisher nicht ermittelte Dieb eine mit den Lokalitäten 
genau vertraute Perſon geweſen, da bereſts vor einiger Zeit in 
demſelben Kellerraum beim Kaufmann Goldbeck ein ähnlicher Dleb⸗ 
ſtahl verübt worden if, — Ebenſo wurde in der verflofjenen Nacht 
in dem Neuenmarkt Nr. 3 belegenen Pupladen der verehelichten 
Roſſow ein Einbruch verübt und aus demſelben mehrere Kleidungs- 
ſtücke und Putſachen entwendet. 

— Ein bereits mehrſach beſtrafter Arbelter von Bredower 
Antheil wurde geſtern bei dem Diebſtabl eines Stückes Rohelſene 
von einem unweit der Langenbrücke liegenden Kahne ertappt und 
dem Nevierbeamten vorgeführt. Nach feiner Entlaſſung begab ſich 
deiſelbe direlt nach dem Kahne, auf dem er geſtohlen und ſchlug 
aus Mache darüber, daß der betreffende Schiffer den Diebſtahl an- 
gezeigt, mit geballter Fauſt auf denſelben ein, jo daß dieſer zur 
Erde fiel, entzog ſich aber alsdann ſchleunigſt der Feſtnahme. 

„ Alt⸗Damm, 19. März. In der verfloſſenen Nacht 
zwiſchen 1 und 2 Ubr brannte das auf hieſiger Feldmark unweit 
der Maſſower Landſtraße tjolirt gelegene Gehöft des Ackerbürgers 
Wilhelm Repnow nieder, welcher letztere mit Ausnahme einiger 
Bellſtücke alles verlor; ebenſo ſein Miether, der FJeldwärter Jan⸗ 
kowely. 2 Pferde, 1 Kub, 1 Hund und 195 Thlr. baares Geld, 
von dem Repnow 120 Thlr., Jankowsly 75 Thlr. gehören, find 
in den Flammen zu Grunde gegangen. Die Entſtehungsurſache 
des Feuers iſt unbelannt, 

Stargard, 19. März. Heute übergab Major v. Loben ⸗ 
thal das Kommando des 9. Regiments dem neu ernannten Kom⸗ 
mandeur, Oberſt von Fehrenthell⸗ und Gruppenberg. Am Morgen 
batte die Regiments-Kapelle demſelben eine Morgen-Muſik im Hotel 
Daniels gebracht. — Am 22. d. M., zur üeler des 70 jährigen 
Geburtstages Sr. Maj. des Königs, wird der Scholl'ſche Lleder⸗ 
franz im Schüßenſaalt ein großes Konzert veranſtalten. Zum 
Schluß wird die Büſſe Sr. Majeſtät, umgeben von zwanzig Jung- 
frauen in weißen Kleidern, unter den Klängen der Nationalhymne 


enthüllt. 

N Anklam, 19. März. Von der Werfte des Schiffsbau⸗ 
meifters Buchholß lief heute ein ca. 150 Laſten großes Brigaſchiff 
vom Stapel. Daſſelbe trägt den Namen Luſſe, wird geführt vom 


Kapitain Stöwer und gehört der Rhederel des Herrn Lauer. 

Stettin, 20. März. Die Nabe Stadtverordnetenſitzung 
wurde dom Herrn Vorſitzenden mit der Mittheilung eröffnet: 1) daß eine 
Aufforderung der neuen Kaſinogeſellſchaſt zur Theilnahme der Mitglieder 
an dem zur Feier des Geburtstages Sr. Majeſtät des Königs ſiattfinden⸗ 
den Diner, 2) ein Schreiben des Vorſtandes des Bürgervereins in der 

ee e eingegangen ſei. 5 
Wie ſchon früher berichtet, hat der Rentier Herr Siebuer hierſelbſt 
eine 17,307 [F. große im 2. Feſtungsrayon belegene Parzelle des Gutes 
Petrihof von der Stadt für den Preis von 3,029 Thlr. 7½ 15 ekauſt. 
Die Ertheilung des von demſelben nachgeſuchten Baukonſens iſt indeſſen 
von der Militärbehörde verweigert, unter dem Bemerken, daß mit der Er⸗ 
don Gebänden auf jener Parzelle der Anfang einer planmäßigen 
Bebauung des dortigen Territoriums gemacht werden würde. Ein Antrag 
deim Magiſtrat, unter den obwaltenden Umſtänden den ren 
vertrag wieder aufzuheben, iſt ebenſo wie eine Vorſtellun der Königl. 
Regierung, den Magiſtrat zu jener Aufhebung zu veranlaſſen, erfolglos ge- 


Y (K. 3.) Wie man erfährt, hat ſch 
der Zuſtand des Kaiſerlichen Prinzen bedeutend verſchlimmert. Des⸗ 
halb unterbiteb auch jede Feſtlichkeit am 16. März, dem Geburts⸗ 


l ch rivatrechtlicher N ſei 
‚und dem * Derder nur überlaſſen werden kön 12 t8- 
weg ge Stadt zu betreten. Demzufolge ha r Sie und die 
Verſammlung ee: zu 
Gieſebrecht bemerkte, daß in dem bezüglichen . 
enthalten ſei, auf der Parzelle Zäune und reſp. Gebäude zu errichten, ſo⸗ 
weit dies die Kommandantur genehmige, eine Bauſtelle ausdrücklich, ſei 
dem Antragſteller nicht verkauft Der Referent, Herr Stahlberg hob 
hervor, die Erwerbung der Parzelle ſei jedenfalls in dem guten 
Pacher erfolgt, daß auf de 11 52 ee; gebaut werden dürfe, und 
rächen mindeſtens Billi tg dafür, dem Erwerber bis dahin 
einen Zinserlaß der Kaufgelder zu Theil werden zu laſſen, wo auf die äuße⸗ 


Remonſtration gegen die verweigerte Bauerlaubniß entſchieden fein würde. 
r. Staptbaurath Hobrecht beſtätigte, bat der Magifträt die von der Mi- 
itärbehörde getroffene Entſcheidung geſetzlich nicht als ar erachte, 

indem den Käufern von Parzellen, zu denen auch der Holzhändler Lange 
ehöre, nicht das gewährt jet, was in der Regel gewährt werde. Der Be⸗ 
iger einer einzelnen Parzelle könne Übrigens keinen Anfang einer plan ⸗ 

mäßigen Bebauung machen; der entworfene Bebauungsplan habe die Ge ⸗ 
nehmigung der Kommandantur nicht erhalten und deshalb eriftire ein fol- 
er augenblicklich de jure nicht. Bei der Auſſtellung eines derartigen 
anes habe die ſiädtiſche Behörde auch nur für die Freilegung des zu 
raßen erforderlichen Terrains zu ſorgen, vollſtändig außerbalb der auf 
gabe jener Behörde liege bei der Aufſtellung dagegen die Frage: ob die 


M 
Sache durch alle zuläſſigen Inſtanzen zu verfolgen, ſich auch bereits mit 


nitiver Entſcheidung 
wünſchte Auskunft, ob der Käufer De luſſes des Kaufgeſchäf⸗ 
ter gewußt habe, daß der Bebauungsplan faktiſch mi 
konnte nicht ſofort beantwortet worden. Hr. Dr. Zach arkä empfahl nach 
Lage der Sache den Uebergang zur Tagesordnung, wofür ſich die Verſamm⸗ 
lung auch nach einer kurzen Replik Wischen dem Hrn. Syndikus und dem 
Referenten entſchied. 7 

Die auf der gr. Laſtadie Nr. 101 wohnhafte Wittwe Heuer hat An- 
fprüche auf den Mitbei 


wolle den Magiſtrat zur Angabe der für die Nichtanerkennung 


mmlu 
Herr Gi 


ſprechenden 
chultz bemerkt, daß 
Trifft legitimirt hätten, für ihre Eigenthumsanſprüche auch eine Abfindung 
aus ſtädtiſchen Mitteln gewährt ſei, Antragſtellerin ſich alſo event. nur an 

die Geſammtheit dieſer Berechtigten halten könne, abgelehnt wird. — Die 


ründe veranlaſſen, welcher Antrag indeſſen, nachdem 


ſetlich berechtigten Gründen abgejehnt; es werden deshalb für jene Aemter 
die Herren Brauereibeſitzer Pächter, Bäckermeiſter Tetzlaff und Maurermſtr. 
Urban EG — Die Verſammlung er die Erwerbung einer 


haben 


nebenſächliche Pun 


e ſind 
Weiſe regulirt und A 10 die Verſammlung deshalb mit der 
hung des eutworſenen Rezeſſes einverſtanden. f 
Vom Herrn Dr. Meyer ift der Antrag geſtellt worden, den Ma⸗ 
iſtrat I erſuchen, bei der Wang 


ae motivirt, da 
vo 


zü N 
Moritz beim Magiſtrat ei gen ſei, letzterer die Genehmigung des An⸗ 
5 dc e aalen Ne bereits warm belzwortet habe. 
\ hellen über die beabſichtigte Aus- 
führung der älteren nicht genehmigten, ſowie des neueſten Projekts, dem- 
zufolge drei . zufammengeſtellt, die alljährlich etwa im Monat 
Mai aufgeſtellt und Ende September wieder abgefahren werden ſollen. 
Dieſe Aufftellung würde nur einen Raum in der Breite von 60 Fuß der 
dort 313 Fuß breiten Oder beanſpruchen und auch den Schifffahrts⸗Inter⸗ 
effen in keiner Weiſe hinderlich ſeinn 5 

Der Magiſtrat hat bekanntlich früher die Genehmigung zur Aufnahme 
eines Lombarddarlehns von 117.500 ‚Ag, erhalten, welches jetzt bis auf den 
Betrag von 37,000 A den die Sparkaſſe noch zu fordern hat, zurück 

ezahlt iſt. Zur Erfüllung verſchledener ſtädtiſchen Verpflichtungen am 1. 
Apr bedarf der Magiftrat indeſſen noch eines anderweiten Lombard⸗Dar⸗ 
lehens von 40,000 = auf Lu; 1 n und ertheilt die Verſammlung ihre 
Genehmigung zur Aufnahme Bi en entweder bei der Sparkaſſe oder der 
Bank. In dem bezüglichen Anſchreſben iſt gleichzeitig auf die Nothwendig⸗ 
keit der Beſchaffung eines allgemeinen Betriebsfonds zur Vermeidun fünf. 
tiger derartiger Anleihen bingewiefen und wird dieſerhalb eine beſondere 
Vorlage in Aueſicht geſtellt. 

Es folgte biernächſt die bereits erwähnte ausgedehnte Debatte über 
die Reform der Sparkaſſe, über die wir beſonderen Bericht vorbehalten. 
Die Sitzung wurde ſodaun auf allgemeinen Wunſch um 9 7 Uhr vertagt. 

BVermiſchtes. | 

— (Tod und Leben.) Dr. Onimus zitirt in einer Ar⸗ 
beit über die bynamiſche Theorie der tbieriihen Wärme folgendes 
Entſetzen erregende Experiment des Phyſtologiſten Brown⸗Sequartſ⸗ 
„Wenn man, ſagt dleſer, einem Hunde den Kopf abhackt, haben 
die Muskeln des Kopfes alle Relibarkeit verloren, die Augenwim⸗ 
pern ſind geſchloſſen, die Augäpfel ſelbſt erloſchen. Sobald man 
ſedoch in die Gehirn-Arterlen etwas feiſches Blut einflößt, werden 
die Muskeln wieder reijbar, die Augenwimpern heben ſich, die Aug- 
äpfel erhalten von Neuem Ausdruck. Hört man mit den Blut- 
injektlonen auf, treten die Zeichen des Todes ſchnell wieder ein, 
um nochmals zu verſchwinden, wenn die Juſektſonen ſtattſinden.“ 
Diefe Verſuche find bel dem Kopfe eines enthaupteten Menſchen 
noch nicht angeſtellt und ein Arzt ſagt darüber: „Ich geſtehe, daß 
ich ohne Bangen an derartige Experimente nicht gehen würde. 
Wenn man ſeben ſoll, wie die Augen dee Hingerichteten ſich öff- 
nen und der Blick ſich auf Einen beſtet, wie ſich das Geſicht be⸗ 
lebt, die Lippen ſich bewegen; wle vieleicht gar der Kopf Anſtren⸗ 
gungen macht, feine heftigen Schmerzen zu erkennen zu geben! 
Ich will mit diefen Worten kelneswegs mich chlmäriſchen Voraus⸗ 
ſezungen hingeben; ich ſprkullre auch nicht darauf, den Leſer an⸗ 
lurtgen, sondern ich ſage dite, weil ich daran glaube und well die 
Beobachtungen, die bisher gemacht worden, mir das Recht geben, 


rem Vernehmen nach vom Magiſtrat höheren Ortes angebrachte allgemeine 
15 19 


angrenzenden Parzellen demnächſt auch bebaut werden dürften. Der 
1 habe 1 aus den vorerwähnten Gründen beſchloſſen, die 


eng 9 8 die e e st, 15 die — 2 pe | 
entſchieden und ſtelle er üheim, die ußfaſſung bis na — 
der Sache aug uſehen. Eine von a hielt en ge⸗ 


mehr exiſlire, 


der ſogen. Laſtadieſchen Viehtrifft erhoben, die vom ö 
in Sie indeſſen nicht anerkannt find. Die Wittwe H. bittet nun, die 
Verſa 


denjenigen, welche ſich als wirtliche Beſitzer der 


zu Vorſtehern von Armenbezirken gewählten: Rentier Strede. Partikulier 
Gutknecht und Töpfermeiſter Hey haben die Annahme der Wahl aus ge⸗ 


zu behaupten, daß, wenn dem Gehirn eines Enthaupteten arterielled 
Blut zugeführt wird, das ihm zum Leben fehlt, es wahrſcheinlich 
if, daß der Kopf denkt.“ 


Neueſte Nachrichten. 

München, 19. März, Abende. Die „Baleriſche Zeitung“ 
begleitet die Veröffentlichung des preußiſch-baleriſchen Bündnißver⸗ 
trages mit einem anſcheinend offiziöfen Artikel, in welchem es heißt: 
Zur loyalen Durchführung des Vertrages gehöre, daß dit baleriſche 
Regierung mit aller Entſchledenhelt, mit allen verfafjungsmäßigen 
Mitteln darauf dringt, ein dieſer Mereinbarung entſprechende⸗ 
Wehrgeſetz baldmöglichſt zur Durchfüteung zu bringen. Der Ar 
tikel ſchließt: „Wir theilen nicht die Befürchtung, daß die Ver⸗ 
öffentlichung dieſes Vertrages die guten Beziehungen Deutſchland⸗ 
zum Auslande und namentlich zu Frankreich ſtören wird z wir glau⸗ 
ben vielmehr, daß die Veröffentlichung als nothwendige Konjequent 
des dort jo offen hervorgehobenen und gebilligten Rationalität” 


prinzips erachtet wird, daß man dieſelbe als einen Beweis für die 


Einigkeit der deutſchen Regierungen und eben deshalb als eine 
Bürgſchaft des Friedens auffaſſen wird.“ 

In Folge der Veröffentlichung des preußliſch⸗baleriſchen Schuß 
und Trutzbündniſſes hat der Militär-Ausſchuß in feiner bentigen 
Sitzung beſchloſſen, die Staatsregierung zu erſuchen, daß die Be⸗ 
tathung über die ſonſt dem Aus ſchuß vorliegenden Gegenſtände 
bis zur Vorlage eines die ganze Materie umfaſſenden und regu⸗ 
lirenden Entwurfs verſchoben werde. 1 

Wien, 19. März. Die von franzöſiſchen und belgiſchen 
Blättern angeblich aus Wien in Jorm eines Telegramme vom 16. 
März mitgetheilte Behauptung, daß der Geſandte Rußlands in 
Wien Aufklärung über die öſterreichiſchen Rüſtungen verlangt habe, 
iR, nach offizieller Verſicherung, ebenſo Erfindung, wie alles über 
eine bevorſtehende öſterreichiſche Antwort Behauptete. Der Orſandte 
Rußlande, Graf v. Stackelberg, iſt ſchon ſeit Wochen auf Urlau 
von Wien abweſend. 

Wien, 19. März. Die „Neue freie Preſſe“ meldet in ih 
Abendausgabe, daß der amerikaniſche Generalpoſimeiſter Rand 
zum Geſandten Nordamerika's am Wiener Hofe ernannt worden jel- 

Petersburg, 10. Man. Wie die „Senatszeitung“ mil 
theilt, übernimmt die ruſſiſche Regierung die Garantie für Zins 
zahlung und Amortifation der Pfandbriefe der gegenſeltigen Boden 
kreditbank. Gutsbeſitzer, die in den Weſtprovlnzen polniſche Güter 
gekauft haben, genießen die Gewährung eines doppelten Darlehns, 
für welche die Krone mit den Krongütern die erforderliche hype“ 
thekariſche Sicherheit lelſtet. 

Belgrad, 19. März. Wie verlautet, wird Fürſt Michel 
von Serbien am nächſten Montage ih nach Konſtantinopel begeben 
Die Donau-Dampfſchifffahrts-Geſellſchaft iſt angegangen worden, 
zu dieſem Zwecke einen Dampfer bereit zu halten. N 
ä — —— —— 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 20. März. Witterung: trübe. Temperatur: — 2 o N. 
Wind: SS. n 2 


Weiten niedriger, 4 77 e 50h 
etzem niedriger, Toco pr. ir unb 

bez., geringer 76—82 , bez., fd. gelber 1. 8 

8. bez., Mat-Juni u. Jüni⸗Juli 85 „ Br. * 

Roggen weichend, pr. 2000 Pfd. loco 53.—56 . bez, E 

53, a 185 bee e 53 % Br., Juni-Juli 53 ½ % Be 
erſte ohne Umſatz. 
afer loco pr. 47—50pfd. Frähjahr 30%, y bez., 39% Bt. 
abel matt, loco 110 8855 April- Mai 117% 2 0 4 Br., 
Mai 11½ 34 bez., September⸗Oktober 11% . Br., 11%, Od. 

Spiritus matt, loco ohne Faß 16 /, 9, r bez., mit Faß 16% 
bez., Frühjahr 16%, 34 bez. u. Br., 16%, Go., Mair Juni 16% 
& Br., Juni» Juli 16%, 5% Br. Ko 

80-88 , R 109 9935 5 Gerſte 46—50 Erbſen 

Weizen 80 — „Roggen 53— erſte 46— „Erbſen 
5458 per 25 Schffl., Haſer 249 —0 N per 26 Sale. s pr. 
Schock 6 7 3, Heu pr. Ctr. 20 Gr bis 1 9% 

Berlin, 20. März, 1 Uhr 35 Min. Nachmittage. Staatsſchuldſ 
83%, bez. Staats⸗Auleihe 4½ % 100 ½ bez. Berlin-Giettiner ar 
Aktien 137 fbez. Stargard» Poſener Eiſenbahn - Aktien, 94 Br. Defert- 
National⸗Auleibe 54½ bez. Vomm. Pfandbriefe 89 ½ bez. Oberſchleſ. Eiſen⸗ 
bahn Aktien 186 5 Amerikaner 6% 78 bez. 
i Roggen März 54/8, 54 ½ bez., Frübiahr 54 bez., 53¾ Br., Mai’ 
Juni 54 bez. 53%, Br. Rüböl loee II ½ bez., März 11717 bez., 11 
Gd., April⸗Mai 11½ bez., 117% Br., Gepibr.-Oftober 1134 bez. 7 
ritus loco 17%, bez., März - April 167, 16 ½ Gd., April Mai 
bez., 16 ½ Gol, Mai⸗Juni 16% bez. u. Br. 


reiſen; 1 ab Roſtock 146 bei., uur 147 gefordert. 
öber, pr. März 5400 Pfd. netto 154% Bantetbaler 
Br., 154 Gd., pr. Frühjahr 150 Br., 149 Gd. Roggen loc zul, fim 
Sopfdgen ab Königsberg 83—84 2 Pr. März 5000 Pfd. Brutte 
rühj. 90 Br. u. Gd. Hafer et. 
Spiritus 23%, A 


— 


Amſterdam, 19. ni: Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
etwas matter, pr. Oktober 189. I 


— 
Stettin, den 20 März. 
Hamburg 6 Tag.] 151%, 6 (8t. Borsenbaus-O. 44 = 

n er 2 Mt.] 151%, bz St. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam + 8 Tag.] 1431, G [Pom. Chausseeb.- O. 5 — 

5 2 Mt. — Ded. Woll. Kreis-O. 5 — 

London - 10 Tag.] 6 24% B (st. Strom- V- A. 4 — 
Khan 3 Mt. 6 23½% bz Pr. National- V.-A. . 4 115 5 

Paris 10 Tg. 81%, G Pr. See- Assecuranz 4 — 

151 2 Mt. 80% B53 Pomerania 4116 B 
Bremen 3 Mt. ai on ee. 6 4102 6 
St. Petersbg.|3 Weh. — St. Speicher-A . 5 — 
Wien 8 Tag. — Ver.-Speicher- A.. 5 — 

„ 2 Mt. 2 Pom. Frov.-Zuckers. 5 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 414 & IN. St. Zuckersied. 4 — 
Sta.-Anl54 57 4½ 100% G esch. Zuckerfabrik 4 — 

8 ET — redower d.h, er 
St.-Schldsch. 3%, — Walzmühle 5 — 
P. Präm.-Anl.| 3%, 85 Ford. Cementf- 4 — 
Pomm. Pfdbr.] 3 ½ 271 6 St. Dompfschlepp G. 5 200 5 

S nls 89% G St. Dampfschiff. V. (5 — 

„ Rentenb.| 4 — Neue Dempfer-C. 4 92 B 
Rikt. P. P. B. A 4 — er mania 4 100 
Berl.-St. E. A 4 = nee 46] 84 

„ Prior. 4 — t. Dampfmühle -.| 4 100 8 

0 10 — Pommerensd, Ch. F. 44 — 
Stärg-P.EA. 12 * lc e 4E 

* rior. ac 1 l ünger-F.-| — — 
St. Stadt-O. -| 4% 98 Gemeinn, Bauges. 5 — 


